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E-Collecting: Im Nationalrat geht es für einmal «rührend» zu 
Gezanke, Kritik – und manchmal persönliche Angriffe: Solches sieht man in der grossen Kammer des 
Öfteren. Dass es dort auch anderes zu und hergehen kann, beweist die Diskussion um Vorstösse über 
ein Pilotprojekt zu E-Collecting, der digitalen Unterschriftensammlung. Der Freiburger Grünen-
Nationalrat Gerhard Andrey, der sich dafür ausspricht und einen entsprechenden Vorstoss lanciert hat, 
spricht seinen Ratskolleginnen und -kollegen am Ende seines Votums seinen herzlichen Dank für die 
parteiübergreifende Zusammenarbeit aus. Das geniesst Seltenheitswert. 
 
Einer machte jedoch dieser «überparteilichen Geschlossenheit» einen Strich durch die Rechnung: SVP-
Nationalrat Benjamin Fischer (ZH). Es sei beinahe «rührend», wie diese überparteiliche Zusammenarbeit 
zelebriert werde, sagt der Zürcher Politiker. «Sehr schade, wie ich hier jetzt in die Parade fahren muss. 
Aber einer muss es ja tun.» Fischer hat grundsätzliche Bedenken am E-Collecting: Volksinitiativen seien 
keine Online-Petitionen. Eine gewisse Hürde, die Menschen auf der Strasse anzusprechen, sei daher 
angemessen. Ausserdem glaube er nicht, dass bei der Einführung der digitalen Unterschriftensammlung 
die Zahl von 100'000 Unterschriften langfristig nicht erhöht werden würde. 
 
 
Nationalrat will ausserparlamentarische Kommissionen stutzen 
Der Bundesrat soll dem Parlament bis Ende 2026 einen Vorschlag zur Abschaffung eines Viertels der 
ausserparlamentarischen Kommissionen vorlegen. Der Nationalrat findet mit 117 zu 71 Stimmen, dass 
die Regierung bisher zu zaghaft vorgeht. Der Bundesrat müsse ernsthaft über die Bücher, verlangte 
Gregor Rutz (SVP/ZH) namens der Staatspolitischen Kommission. Die Zahl der aussenpolitischen 
Kommissionen sei in den letzten Jahren lediglich von 119 auf 104 gesunken. Der Beschluss geht an den 
Ständerat. 
 
 
Nationalrat will kantonale Mindestlöhne übersteuern 
Arbeitnehmende in den Kantonen Neuenburg, Jura, Genf, Basel-Stadt und Tessin, wo gesetzliche 
Mindestlöhne gelten, müssen eventuell mit Lohnverlusten rechnen. Der Nationalrat ist als Erstrat auf 
eine Vorlage eingetreten, welche die kantonalen Löhne allgemein verbindlichen 
Gesamtarbeitsverträgen (GAV) unterstellen will. Aktuell läuft im Nationalrat die Detailberatung. Danach 
wird der Ständerat über die Vorlage befinden. Der Bundesrat hatte das Bundesgesetz über die 
Allgemeinverbindlicherklärung von GAV gegen seinen Willen aufgrund einer Motion von Ständerat Erich 
Ettlin (Mitte/OW) geändert. Bundesrat Guy Parmelin plädierte eindringlich dafür, nicht auf die Vorlage 
einzutreten. 

In der Debatte lobte die bürgerliche Ratsseite 
die Sozialpartnerschaft zwischen 
Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften. 
Mit den kantonalen Mindestlöhnen entstehe 
aber ein Flickenteppich und die GAV würden 
mit kantonal höheren Mindestlöhnen 
unterlaufen. Links-grün verwies auf die 
Volkssouveränität, die Verfassung, den 
Föderalismus und ein Bundesgerichtsurteil. 
Die Vorlage sei eine Attacke auf die direkte 
Demokratie. Die Armutsbekämpfung sei 

gemäss Verfassung eine Aufgabe der Kantone, was das Bundesgericht bei den Mindestlöhnen 
Neuenburgs bestätigt hatte. 



 

 
 
 
 
 
 
Parlament will mehr Transparenz bei Bargeldlos-Gebühren 
National- und Ständerat wollen mehr Transparenz bei den Gebühren, welche Anbieter von bargeldlosen 
Zahlungsverfahren (zum Beispiel mit Twint, Debit- oder Kreditkarte) einziehen. Davon profitieren soll 
das Kleingewerbe wie etwa Bäckereien, Schreinereien oder Gastrounternehmen. Nach dem Ständerat 
hat nun auch der Nationalrat einen entsprechenden Vorstoss angenommen, mit welchem der 
Bundesrat beauftragt wird, eine gesetzliche Grundlage für mehr Transparenz zugunsten des 
Kleingewerbes zu schaffen. Die grosse Kammer stimmte dem Vorstoss mit 160 zu 21 Stimmen bei 6 
Enthaltungen zu. Er geht nun zur Umsetzung an den Bundesrat. 
 
 
Schlechtwetterentschädigung für Temporärarbeiter 
Auch temporär Beschäftigte sollen nach dem Willen des Nationalrats Schlechtwetterentschädigung von 
der Arbeitslosenversicherung beziehen können. Die grosse Kammer hiess einen entsprechenden 
Vorschlag mit 115 zu 69 Stimmen gut. Das Geschäft geht an den Ständerat. Ausschlaggebend war die 
Ungleichbehandlung der Temporärbranche bei der Schlechtwetterentschädigung, wie 
Kommissionssprecher Thomas Rechsteiner (Mitte/AI) im Rat sagte. Nach Zahlen von 2023 verfügten 60 
Prozent der temporär Beschäftigten über unbefristete Arbeitsverträge. 
 
 
Meine Frage «Vorbeifahren von Motorrädern an stehenden Kolonnen – Realität anerkennen, Recht 
anpassen?» gab auch ausserhalb des Parlamentsbetriebs zu reden 

 
 
 



 

 
 
 
 
 
 
Nationalrat setzt höhere Hürden für den Zugang zum Zivildienst 
Für Wehrpflichtige soll es schwieriger werden, ihren Dienst statt bei der Armee im Zivildienst zu leisten. 
Der Nationalrat stellt sich hinter Vorschläge des Bundesrates, die der Armee zu mehr Personal verhelfen 
sollen. Widerstand regt sich bereits. Der Nationalrat hiess das geänderte Zivildienstgesetz am Mittwoch 
als Erstrat mit 119 zu 73 Stimmen und mit einer Enthaltung gut. Den Antrag von Rot-Grün, auf die 
Vorlage nicht einzutreten respektive sie überarbeiten zu lassen, lehnten SVP, FDP und Mitte-Partei ab. 
Zwischen Armee und Zivildienst gebe es keine Wahlfreiheit, argumentierte die Mehrheit. Der Zivildienst 
solle wieder zur verfassungsmässigen Sonderlösung für Dienstpflichtige mit einem Gewissenskonflikt 
werden. Dies könnte laut der Mehrheit der Armee und dem Zivilschutz zu mehr Personal verhelfen. 
Genau daran zweifelt aber die Minderheit. Dass höhere Hürden zum Zivildienst für die Armee mehr 
Personal bringen sollten, sei nicht nachvollziehbar. Sie findet es sinnvoller, die Armee attraktiver zu 
machen. Widerstand gegen die Vorlage regt sich bereits. Der Schweizerische Zivildienstverband Civiva 
lehnt die Vorlage ab. Er will das Referendum ergreifen, sollte der Ständerat dem Nationalrat folgen. 
 
 
Nationalrat pocht auf eine Wiedereinführung der Gewissensprüfung 
Der Nationalrat pocht auf eine Wiedereinführung der Gewissensprüfung für die Zulassung zum 
Zivildienst. Er sieht darin ein Mittel, der Armee zu mehr Personal zu verhelfen und die Wehrfähigkeit zu 
stärken. 
 
Mit 111 zu 76 Stimmen bei 3 Enthaltungen hat der Nationalrat am Mittwoch ein Postulat der 
Sicherheitspolitischen Kommission (SIK-N) gutgeheissen. Der Bundesrat muss nun einen Bericht zur 
Wiederaufnahme der Gewissensprüfung erstellen. Seit der Abschaffung der Gewissensprüfung 2008 
habe sich die Zahl jener, die von der Armee zum Zivildienst wechselten, verfünffacht, begründete David 
Zuberbühler (SVP/AR) namens der Mehrheit den Vorstoss. Knapp ein Drittel der 6754 im Jahr 2023 zum 
Zivildienst Zugelassenen hätten vor dem Wechsel die ganze Rekrutenschule absolviert, schrieb die SIK-
N. 56 Prozent der Gesuche wurden vor der Rekrutenschule (RS) gestellt und 12 Prozent nach dem 
Beginn der RS. 
 
Pro Jahr verliere die Armee über 11'000 Angehörige, macht die Kommission geltend. Die vielen Abgänge 
schwächten die allgemeine 
Wehrpflicht erheblich. 
Angesichts von 
zunehmenden 
internationalen Spannungen 
sei die Wiedereinführung der 
Gewissensprüfung als rasche 
und wirksame Massnahme 
dringend zu prüfen. Als 
Kommissionssprecher habe 
ich die Vorlage vertreten. Mit 
einem Klick auf das Bild 
gelangen Sie direkt zu 
meinem Votum. 
 
 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=359538


 

 
 
 
 
 
 
Klimafondsinitiative 
Der Nationalrat empfiehlt ein Nein zur Klimafondsinitiative von SP und Grünen. Die Ratsmehrheit hält 
den geforderten staatlichen Klimafonds für nicht vereinbar mit der Schweizer Klimapolitik. Sie will an 
den bewährten Instrumenten festhalten. Mit 120 zu 64 Stimmen und mit 4 Enthaltungen sagte der 
Nationalrat Nein zur Klimafondsinitiative. Einen indirekten Gegenvorschlag lehnte der Nationalrat 
ebenfalls klar ab. Denn GLP und EVP wollten das Anliegen mit Gesetzesänderungen aufgreifen. Zurzeit 
befasst sich die zuständige Ständeratskommission mit dem Anliegen. Auch über die Initiative hat der 
Ständerat noch zu entscheiden. Die Mittel im verlangten Fonds sollen etwa in den Ausbau von 
erneuerbaren Energien, in die Energieeffizienz oder in die Dekarbonisierung von Verkehr, Gebäuden 
und Wirtschaft fliessen. Der Bund müsste jährlich Mittel im Umfang von 0.5 bis 1 Prozent des 
Bruttoinlandprodukts in den Fonds legen. Laut der zuständigen Kommission wären das jährlich 3.9 bis 
7.7 Milliarden Franken. Diese Ausgaben sollen nicht der Schuldenbremse unterstellt sein. 
 
 
Offizielle Post am Samstag gilt erst ab Montag als zugestellt 
An Samstagen oder Feiertagen im Briefkasten liegende Gerichtsbeschlüsse und andere offizielle Briefe 
sollen erst am nächsten Werktag als zugestellt gelten. Damit sollen auch die gesetzlichen Fristen für 
Einsprachen oder andere Reaktionen erst ab dann zu laufen beginnen. Das hat der Nationalrat 
beschlossen. Wie der Entscheid erfolgte auch die Anpassung von neun Bundesgesetzen an die neue 
Regelung oppositionslos. Die Vorlage geht an den Ständerat. 
 
 
EU-Migrations- und Asylpakt 
Der Nationalrat hat mit 84 zu 81 Stimmen beschlossen, dass sich die Schweiz nicht am 
Solidaritätsmechanismus des EU-Migrations- und Asylpakts beteiligt. SVP-National-rat Nicolas Kolly 
argumentierte, dieser Mechanismus sei mit der Bundesverfassung und dem Volkswillen unvereinbar, 
da Asylsuchende bereits durch sichere EU-Länder in die Schweiz kämen und die Schweiz somit nicht für 
das Versagen des Schengen-Systems aufkommen müsse. Pascal Schmid (SVP/TG) betonte, dass seit dem 
Schengen/Dublin-Beitritt im Jahr 2008 370’000 Asylsuchende ins Land gekommen seien, obwohl eine 
Abnahme versprochen worden sei. Trotz dieses Erfolgs für die SVP wurden andere Teile des EU-
Migrations- und Asylpakts vom Nationalrat gegen den Willen der SVP bestätigt. 
 
 
Schlussabstimmungen 
Mit den Schlussabstimmungen haben die eidgenössischen Räte am Freitag die Sommersession 
abgeschlossen. Die folgenden 19 Vorlagen haben National- und Ständerat parlamentarisch unter Dach 
und Fach gebracht: 
 

• mit 101 zu 93 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 22 zu 21 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) der Bundesbeschluss, mit dem das Parlament die Volksinitiative "Für eine 
zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuergerechtigkeits-Initiative)" der FDP Frauen zur 
Annahme empfiehlt; 

• mit 101 zu 93 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 22 zu 21 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) das Bundesgesetz über die Individualbesteuerung, das zu einem fundamentalen Umbau 
des Schweizer Steuerrechts führen soll. Es ist der indirekte Gegenvorschlag zur 
Steuergerechtigkeits-Initiative der FDP Frauen; 

 



 

 
 
 
 
 
 

• mit 191 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 43 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) das Bundesgesetz über die Soforthilfe für Blatten, das die Auszahlung von fünf Millionen 
Franken an das bei einem Bergsturz weitgehend verschüttete Walliser Bergdorf regelt; 

• mit 132 zu 57 Stimmen bei 8 Enthaltungen (Nationalrat) und 36 zu 7 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) der Bundesbeschluss, mit dem die Räte die Initiative für eine Zukunft, mit der die Juso 
Millionen-Erbschaften besteuern wollen, ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung empfehlen; 

• mit 173 zu 18 Stimmen bei 6 Enthaltungen (Nationalrat) und 34 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung 
(Ständerat) der Bundesbeschluss, mit dem die Räte die Service-citoyen-Initiative für eine 
Dienstpflicht für alle ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung empfehlen; 

• mit 175 zu 9 Stimmen bei 13 Enthaltungen (Nationalrat) und 41 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) Anpassungen im Tabakproduktegesetz, mit denen die 2022 an der Urne angenommene 
Tabakwerbeverbotsinitiative umgesetzt werden soll; 

• mit 183 zu 13 Stimmen bei einer Enthaltung (Nationalrat) und 43 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) Änderungen im Stromversorgungs-, Energie- und CO2-Gesetz, die die Grundlage bilden 
für die Schaffung einer thermischen Stromreserve für den Fall einer Energie-Mangellage; 

• mit 138 zu 51 Stimmen bei 8 Enthaltungen (Nationalrat) und 31 zu 12 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) Gesetzesänderungen, mit denen Stalking zum neuen Straftatbestand wird; 

• mit 131 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung (Nationalrat) und 37 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen 
(Ständerat) Anpassungen im Ergänzungsleistungsgesetz. Bezügerinnen und Bezügern von 
Ergänzungsleistungen zur AHV und zur IV werden künftig finanziell unterstützt, wenn sie sich zu 
Hause betreuen lassen, anstatt in ein Heim zu ziehen; 

• mit 122 zu 75 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 33 zu 7 Stimmen bei 3 Enthaltungen 
(Ständerat) Änderungen im Zivilgesetzbuch, die es Hausbesitzerinnen und -besitzern ermöglichen, 
leichter gegen Besetzungen ihrer Liegenschaft vorzugehen, indem etwa eine Zwangsräumung 
veranlasst wird; 

• mit 144 zu 43 Stimmen bei 10 Enthaltungen (Nationalrat) und 31 zu 8 Stimmen bei 3 Enthaltungen 
(Ständerat) die Verlängerung des bestehenden Gentechnik-Moratoriums bis Ende des Jahres 2030; 

• mit 131 zu 66 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 35 zu 8 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) das neue Zoll-Vollzugsaufgabengesetz, mit 131 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung 
(Nationalrat) und 34 zu 9 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Ständerat) das neue Zollabgabegesetz und 
mit 197 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 43 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) der dazugehörige Bundesbeschluss zu Schengen/Dublin. Das Paket ist Grundlage für 
einfachere Verfahren, die Digitalisierung im Zollwesen und die Zusammenlegung von Zoll und 
Grenzwache; 

• mit 131 zu 66 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 42 zu 1 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) Gesetzesanpassungen, dank denen die Schweizerische Unfallversicherung Suva 
Beiträge leisten kann an den Entschädigungsfonds für Asbest-Opfer; 

• mit 132 zu 63 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 41 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) Gesetzesänderungen, mit denen die Nationalbibliothek verpflichtet wird, neben 
schriftlichen neu auch elektronisch verfügbaren Informationen mit einem Bezug zur Schweiz zu 
sammeln, zu erschliessen und zu erhalten; 

• mit 194 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 41 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen 
(Ständerat) Änderungen im Bundespersonalgesetz. Sie betreffen namentlich die berufliche 
Vorsorge sowie Neuerungen beim Datenschutz und bei der Digitalisierung; 

• mit 153 zu 28 Stimmen bei 16 Enthaltungen (Nationalrat) und 43 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) das Doppelbesteuerungsabkommen mit Ungarn; 
 



 

 
 
 
 
 
 

• mit 196 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 43 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen 
(Ständerat) Änderungen im Landesversorgungsgesetz, mit denen der Posten des oder der 
Delegierten für wirtschaftliche Landesversorgung in der Schweiz aufgewertet wird. 

 
Bis auf die Bundesbeschlüsse, mit denen das Parlament die Steuergerechtigkeits-Initiative zur Annahme 
sowie die Initiative für eine Zukunft und die Service-citoyen-Initiative zur Ablehnung empfiehlt, sowie 
das dringliche Bundesgesetz zu Blatten unterstehen alle Entscheide dem fakultativen Referendum. Die 
Frist dazu läuft, sobald die Entscheide im Bundesblatt publiziert sind. 
 
Ein Referendum steht bei der Individualbesteuerung im Raum. Eine grosse Mehrheit der kantonalen 
Finanzdirektorinnen und -direktoren empfiehlt den Kantonsregierungen, das Kantonsreferendum zu 
ergreifen. Dieses muss von mindestens acht Kantonen ergriffen werden. Die SVP und die Mitte-Partei, 
die die Vorlage bekämpften, wollen das Referendum ergreifen. 
 
Das befristete Bundesgesetz über die Soforthilfe für Blatten tritt am Samstag in Kraft und gilt bis zum 
20. Juni 2026. 
 
 
Bern, im Juni 2025 
David Zuberbühler 


